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Inhalt: Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen, S. 381. — Bekanntmachung, ©. 383. 


(Nr. 12142.) Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das 
Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen. Vom 29. April 1921. 


i 
5 Auf Grund des § 5 des Ausführungsgeſetzes zur Zivilprozeßordnung in Verbindung mit Artikel 82 der 
Verfaſſung wird verordnet, was folgt: 

Artikel 1. f 


Die Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei⸗ 
treibung von Geldbeträgen, (Geſetzſamml. S. 545) wird abgeändert wie folgt: 
1. Der Gebührenkarif wird durch den anliegenden Tarif erſetzt. 
2. § 54 erhält folgende Faſſung: N nn 
Die Koften des Verfahrens find nach dem angehängten Tarif unter Beachtung der nach⸗ 
ſtehenden näheren Beſtimmungen zu berechnen: 
a) Die Wertklaſſe wird bei der Ausführung einer Verſteigerung durch den Erlös der ver⸗ 
fteigerten Gegenſtände, in allen anderen Fällen durch die Summe der von jedem einzelnen 
Schuldner einzuziehenden Geldbeträge einſchließlich der rückſtändigen Koſten beſtimmt. 
b) Bei der ee körperlicher Sachen ſowie bei deren Verſteigerung iſt der Anſpruch auf 
Gebühren begründet, ſobald der ba Dane die Ausführung des entſprechenden 

Auftrags begonnen hat. Die Gebühr für die Pfändung körperlicher Sachen wird auch 

5 dann erhoben, wenn bereits gepfändete Sachen im Anſchluß gepfändet werden, ebenſo, wenn 

| eine verſuchte Pfändung ohne Erfolg geblieben ift, weil pfändbare Gegenſtände nicht vor- 
handen waren oder ein Überſchuß über die Koſten nicht zu erwarten iſt. 

e) Die Gebühren müſſen, auch wenn der Vollziehungsbeamte mehrere Zwangsmaßregeln in 
derſelben Gemeinde an demſelben Tage vollſtreckt hat, von jedem Schuldner beſonders ent⸗ 
richtet werden. Die Koſten für die öffentliche Bekanntmachung und für die Verſteigerung 
find jedoch, wenn mehrere Maſſen zuſammengenommen werden, nur einmal nach der Ge⸗ 
ſamtſumme zu entrichten und unter die beteiligten Schuldner nach Verhältnis des aus jeder 
Maſſe gewonnenen Erlöſes zu verteilen. 

d) Die durch die Zwangsvollſtreckung verurſachten baren Auslagen ſind von dem Schuldner 
zu erſetzen. 

Zu den Auslagen gehören u. a.: 

1. Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Telegrammgebühren; 

2. die Koſten, die durch öffentliche Bekanntmachung, insbeſondere durch die Einrückung in 
öffentliche Blätter, entſtehen. Hierzu gehören auch die Schreibgebühren für zum 
Aushang beſtimmte Schriftſtücke, dagegen nicht die durch öffentliche Bekanntmachung 
der Mahnung entſtehenden Auslagen 

3. die Entſchädigung der zum Offnen der Türen und Behältniſſe zugezogenen Perſonen, 
die Koſten der Beförderung gepfändeter Sachen, der Verwahrung und Beaufſichtigung 
von Gegenſtänden, der Aberntung gepfändeter Früchte und der Erhaltung ge 
pfändeter Tiere; 

4. die Gerichtsgebühren. 
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Bei Berteilung der Transportkoſten und anderer baren Auslagen, welche mehrere Schuldner 
gemeinſchaftlich zu tragen haben, iſt auf die beſonderen Umſtände, namentlich den Wert, 
den Umfang und das Gewicht der Gegenſtände, billige Rückſicht zu nehmen. Der Voll! 
ſtreckungsſchuldner muß die entſtandenen Auslagen auch dann erſetzen, wenn er nach Erlaß 
der Vollſtreckungsanordnung die Schuld ganz oder teilweiſe bezahlt. 

e) Neben den Gebühren findet der Anſatz von Reiſe- und Zehrungskoſten für den Voll 
ziehungsbeamten nicht ſtatt. N 

f) Zeugen und Sachverſtändigen iſt auf Antrag eine Entſchädigung zu gewähren. Die Ent⸗ 
ſchädigung darf die Gebühr einſchließlich der Teuerungszuſchläge nicht überſteigen, die auf 
Grund der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 20. Mai 1898 in ihrer 
jeweils geltenden Faſſung in den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen gewährt 
werden kann. 

g) Die Gebühren des Vollziehungsbeamten kommen auch für andere mit der Vornahme einzelner 
Vollſtreckungshandlungen beauftragte Beamte in Anſatz. 

h) Die Gebühren für die Mahnung durch öffentliche Bekanntmachung und für die Pfändung 
von Forderungen und Anſprüchen auf Herausgabe oder Leiſtung beweglicher Sachen und 
von anderen Vermögensrechten ſtehen nicht dem Vollziehungsbeamten, ſondern der Kaſſe 
der Vollſtreckungsbehörde zu. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden keine Anwendung, wenn die Zwangsvollſtreckung durch einen Gerichts- 
vollzieher erfolgt. 
Artikel 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Sie findet Anwendung auf alle zur 
Zeit ihres Inkrafttretens noch nicht beendigten koſtenpflichtigen Maßregeln im Mahn- und Beitreibungsverfahren. 


5 Artikel 3. N 
f Die zur Ausführung dieſer Verordnug erforderlichen Anordnungen haben die beteiligten Miniſter 
gemeinſchaftlich zu erlaſſen. 


Berlin, den 29. April 1921. 


| Ä Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Becker. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 
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1 Für die Mauss 8 1,00| 2,00 | 3,00 | 4,00 | 3,00 | — 

Erfolgt die Mahnung durch Aufgabe zur Poſt, fo wird nur 
die Hälfte, erfolgt ſie durch öffentliche Bekanntmachung, ſo wird 
ein Fünftel der Gebühren entrichtet. 

Die Gebührenpflicht entſteht, ſobald dem Vollziehungsbeamten 
ein ſchriftlicher Auftrag zur Mahnung erteilt, eine ſchriftliche 
Mahnung zur Poſt aufgegeben worden oder die Bekanntmachung 
der öffentlichen Mahnung erfolgt iſt. 


) Für Mitteilung von Gerichtskoſtenrechnungen wird die Gebühr nicht entrichtet. 
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Gebührentarif 


Mark | Mark Mark Mark Mark Mark 


2. Für die Pfändung körperlicher Sachen ſowie für die Wegnahme 
der vom Schuldner herauszugebenden Urkunden einſchließlich der 
durch die Pfändung und Wegnahme der Urkunden veranlaßten 
Zuſtellungee n 2,00] 3,00 | 4,00 | 6,00 | 5,00] — 
Wenn der Schuldner die Pfändung abwendet ($ 13), wird 5 5 
nur die Hälfte der Gebühren entrichtet. 
3. Für die öffentliche Bekanntmachung der Verſteigerung durch Aus⸗ 
hang und Ausrun nenn nernenenen 0, 0] 1,00 | 1,50 | 2,00 | 1,00 10,0% 
4. Für die Verſteigerung ſowie für den freihändigen Verkauf der . 
gepfändeten Sachen einſchließlich der hierdurch veranlaßten Zu⸗ 8 
ſtellunge w/ 8 2, % 3,00 | 5,00 | 7,00 6,0 — 
Wenn der Schuldner die Verſteigerung abwendet ($ 27 Abſ. 3), 


5. Für die Pfändung von Forderungen, Anſprüchen auf Herausgabe 
oder Leiſtung beweglicher Sachen und von anderen Vermögens⸗ 
rechterrnmnmnd 8 17000 2,00 | 3,00 | 5,00 | 5,00| — 
Bei mehrfacher Pfändung wegen derſelben Grundforderung 
kommt die Gebühr nur einmal zur Erhebung. 
Die Gebührenpflicht entſteht, ſobald die Pfändung verfügt iſt. 
6. Für jede Abſchrift einer Niederſchrift . . 4 1/0 1,50 | 2, % | 3,00 | 1,00 5,00 
Umfaßt die Abſchrift mehr als 2 Seiten, ſo iſt neben dieſer 
Gebühr für jede weitere Seite eine Gebühr von 1 Mark zu ent⸗ 
richten. 5 5 
7. Für jede im Zwangsverfahren erforderliche Zuſtellung durch den 
Vollziehungsbeamten, welche nicht nach den Beſtimmungen unter 
Nr. 2 und 4 unentgeltlich zu leiſten iſt . ee: 0,50| 1,00 | 1,50 | 2,00 | 1,00 10,0% 
Erfolgt die Zuſtellung durch die Poſt oder durch Aufgabe 
zur Poſt, ſo wird nur die Hälfte der Gebühren entrichtet. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 9. Auguſt 1920, betreffend die Genehmigung. 


des XI. Nachtrags zu den ſtatutariſchen Beſtimmungen des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗ 
Inſtituts, durch die Amtsblätter 


= 


der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 37 S. 448, ausgegeben am 
18. September 1920, 

der Regierung in Frankfurt a. d. Oder Nr. 39 S. 243, ausgegeben am 2. Oktober 1920, 

der Regierung in Magdeburg Nr. 35 S. 262, ausgegeben am 4. September 1920, 

der Regierung in Stettin Nr. 35 S. 273, ausgegeben am 28. Auguſt 1920, 

der Regierung in Köslin Nr. 34 S. 165, ausgegeben am 21. Auguſt 1920, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 2 S. 10, ausgegeben am 8. Januar 1921, 

der Regierung in Marienwerder Nr. 35 S. 257, ausgegeben am 28. Auguſt 1920, und 

der Regierungsſtelle in Schneidemühl Nr. 41 S. 186, ausgegeben am 16. Oktober 1920) 


2. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 31. Auguſt 1920, betreffend die Genehmigung 
der von der Generalverſammlung des Neuen Brandenburgiſchen Kredit-⸗Inſtituts in der Sitzung 
vom 28. Mai 1920 beſchloſſenen Anderungen der ſtatutariſchen Beſtimmungen des Neuen Branden- 
burgiſchen Kredit⸗Inſtituts, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 39 S. 464, ausgegeben am 
2. Oktober 1920, 
der Regierung in Frankfurt a. d. Oder Nr. 39 S. 244, ausgegeben am 2. Oktober 1920, 
der Regierung in Magdeburg Nr. 39 S. 306, ausgegeben am 2. Oktober 1920, 
der Regierung in Stettin Nr. 39 S. 303, ausgegeben am 25. September 1920, 
der Regierung in Köslin Nr. 39 S. 194, ausgegeben am 25. September 1920, 
der Regierung in Liegnitz Nr. 39 S. 331, ausgegeben am 25. September 1920, 
der Regierung in Marienwerder Nr. 39 S. 278, ausgegeben am 25. September 1920, und 
der Regierungsſtelle in Schneidemühl Nr. 40 S. 177, ausgegeben am 9. Oktober 1920; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. April 1921, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Elektrizitätswerke Sachſen⸗Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., für 
den Bau von Hochſpannungsleitungen vom Umſpannwerk bei Allnitz⸗Förderſtedt, Kreis Calbe, 
bis zur anhaltiſchen Grenze an der Straße Neugattersleben-Ilberſtedt und vom Kraftwerk Groß 
Kayna bis zu einem in der Gegend von Amsdorf zu errichtenden Umſpannwerke, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Magdeburg Nr. 17 S. 146, ausgegeben am 23. April 1921, und 
der Regierung in Merſeburg Nr. 19 S. 117, ausgegeben am 7. Mai 1921; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. April 1921, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Montanwachsgeſellſchaft Heimann & Co. in Halle a. S. zur Aufſchließung 
der ihr gehörigen Zembſchener Braunkohlenablagerungen (Zembſchener Kohlenwerk), durch das 
Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 21 S. 127, ausgegeben am 21. Mai 1921; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. April 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Vereinigte Kohlen⸗Aktiengeſellſchaft in Dresden (Beunger Kohlen- 
werke in Oberbeuna, Kreis Merſeburg) zur Erweiterung ihres Braunkohlentagebaues bei Ober⸗ 
und Niederbeung und zur Anlegung einer Abraumhalde, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Merſeburg Nr. 21 S. 128, ausgegeben am 21. Mai 1921; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Mai 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Gute Hoffnung in Groß Kayna im Kreiſe Weißenfels zur 
Erweiterung ihres Braunkohlentagebaues bei Roßbach, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Merſeburg Nr. 22 S. 135, ausgegeben am 28. Mai 1921. 


3 Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 

Der Bezugspreis für die Preufifche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 

ſeſtgeſeht. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 50 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 
1884 bis 1913 26 Mark. — Vefellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 5 


